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Stadt Bornheim 
 

Externe Kompensationsfläche zum Bebauungsplan Me 15.3 
 

Ext. Ausgleichsfläche zwischen Waldorf und Üllekoven 

 
 
Der Eingriff in Natur und Landschaft kann nicht in vollem Umfang innerhalb des Plangebietes 
ausgeglichen werden. Der Ausgleich für das durch die Baumaßnahmen verursachte Defizit von 
11.000 Punkten soll, gemäß der Festsetzungen des Bebauungsplans Me 15.3 auf den Flurstücken 
75 und 76, Flur 8 in der Gemarkung Waldorf (3.140 m²) umgesetzt werden. Der aktuelle Biotoptyp 
ist Acker (3.1) mit dem Biotopwert 2 (Rhabarberanbau).  
 
Auf den Ackerflächen ist eine dauerhaft extensiv genutzte Obstwiese (3.8) mit dem Biotopwert 6 
anzulegen. Es sind regionaltypische Hochstamm - Apfel- und Birnensorten zu verwenden. Die 
Wiese ist mit Regiosaatgut einzusäen. Die ökologische Aufwertung wird nach dem 
Bewertungsverfahren mit 4 Punkten berechnet.  
 
Flächengröße:  3.140 m² 
Aufwertung:   4 Biotopwertpunkte / m² 
Kompensationswert: 12.560 Biotopwertpunkte 
 
Die Eingriffe in Natur- und Landschaft können durch die Anlage einer extensiv genutzten 
Streuobstwiese vollständig und funktional ausgeglichen werden. Es ergibt sich zudem ein 
rechnerischer Überhang von 1.560 Wertpunkten. 
 
Die Fläche und die erforderlichen Pflegefestsetzungen sind durch Grundbucheintrag zugunsten 
der Stadt zu sichern. Der Text des Grundbucheintrags ist mit der Stadt entsprechend 
abzustimmen. 
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Maßnahmen 
 
Gemäß Umweltbericht (Stand Juli 2014) ist auf der ca. 3.140 m2 großen Ackerfläche die extensiv 
genutzte Obstwiese (Regiosaatgut) mit regionaltypischen Hochstamm - Apfel- und Birnensorten 
folgendermaßen anzulegen: 

 

Wieseneinsaat  

Regiosaatgut: Blumenwiesenmischung (z.B. von Rieger-Hofmann Nr. 02)  
30% Kräuter / 70% Gras, Ansaatstärke: 3g / m2 

Produktionsraum nach VWW: Norddeutsches Tiefland 
Herkunftsgebiet: Westdeutsches Tiefland (2)  
Mahd 2 mal im Jahr (Mitte Juni und September), Beweidung möglich (dann Verbissschutz an den 
Obstbäumen notwendig) 

 

Obstbaumpflanzung 

Pflanzung 26 regionaltypischer Apfel- und Birnensorten gemäß Pflanzplan,   
Hochstamm 18 / 20 mit Drahtkorb (Wühlmausschutz) und Wildverbissschutz 
Pflanzgrube 150x150x120 cm, Dreibock (3 m Pfähle mit 120 cm Lattung),  
organischer Dünger  (250 g pro Baum), wässern, Kokosmatte als Mulchscheiben 
Folgende Apfelsorten  
2 St. Malus domestica 'Gelbe Schafsnase' 
2 St. Malus domestica 'Eifeler Rambour' 
2 St. Malus domestica 'Peter Broich' 
2 St. Malus domestica 'Ananasrenette' 
2 St. Malus domestica 'Großer Rheinischer Bohnapfel' 
2 St. Malus domestica 'Rheinischer Krummstiel' 
2 St. Malus domestica 'Rheinisches Seidenhemdchen' 
2 St. Malus domestica 'Luxemburger Triumph' 
2 St. Malus domestica 'Rote Sternrenette' 
2 St. Malus domestica 'Roter Eiserapfel' 
Folgende Birnensorten  
1 St. Pyrus communis 'Juffernbirne' 
1 St. Pyrus communis 'Diels Butterbirne' 
1 St. Pyrus communis 'Pastorenbirne' 
1 St. Pyrus communis 'Philipps Doppelbirne' 
1 St. Pyrus communis 'Alexander Lukas' 
1 St. Pyrus communis 'Clapps Liebling' 
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Ausschuss für Stadtentwicklung 17.06.2015 
Rat 18.06.2015 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 315/2015-7 

    Stand 15.05.2015 
 
Betreff 
 

2. Änderung des Bebauungsplanes Hm 01 in der Ortschaft Hemmerich; 
Ergebnis der Offenlage; Satzungsbeschluss 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat: siehe Beschlussentwurf Rat. 
 
Beschlussentwurf Rat 
Der Rat beschließt, 

1. zu den Stellungnahmen aus der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB sowie 
der Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 (2) BauGB zum Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes Hm 01 in der 
Ortschaft Hemmerich die vorliegenden Stellungnahmen der Stadt Bornheim, 

2. den vorliegenden Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes Hm 01 in der Ort-
schaft Hemmerich einschließlich der vorliegenden textlichen Festsetzungen und der 
vorliegenden Begründung gemäß § 10 BauGB als Satzung. 

 
Sachverhalt 
 
Der Rat der Stadt Bornheim hat am 06.11.2014 gemäß § 2 (1) und § 1 (8) BauGB in Verbin-
dung mit § 13 BauGB die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Hm 01 in der 
Ortschaft Hemmerich beschlossen.  
 
Der Plangeltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Hm 01 liegt in der Ortschaft 
Hemmerich. Er umfasst die rückwärtigen Grundstückteile der zwischen der Rösberger Stra-
ße und der Effelsbergstraße gelegenen Flurstücke 274, 275, 276, 277 und 278 der Flur 4 in 
der Gemarkung Kardorf- Hemmerich. Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 1.350 m². 
 
Im wirksamen Flächennutzungsplan ist der Bereich als Wohnbaufläche dargestellt. Der 
rechtskräftige Bebauungsplan Hm 01 weist die Fläche als private Grünfläche aus. 
 
Ziel der Änderung des Bebauungsplanes ist die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebie-
tes. Die Festsetzungen ermöglichen eingeschossige Einzel- und Doppelhäuser. Die Er-
schließung erfolgt über die Effelsbergstraße. 
 
Die durch den Bebauungsplan Hm 01 festgesetzten Straßen „Effelsbergstraße“ und „De-
chant-Blum-Straße“ sind mittlerweile ausgebaut. Die Erschließungsbeiträge sind hierfür je-
doch noch nicht endabgerechnet. 
 
Bei der Erhebung der Vorausleistungen der Erschließungsbeiträge im Jahre 2003 hat man 
die o.g. Grundstücke des geplanten Änderungsbereichs zwischen der Rösberger Straße und 
der Effelsbergstraße als nicht beitragspflichtig behandelt. Nach heutigem Kenntnisstand 

Ö  11

479/573
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steht dies jedoch eindeutig im Widerspruch zu der geltenden Rechtslage des Erschließungs-
beitragsrechts. 
 
Die o.g. Grundstücke mit der Festsetzung „private Grünfläche“ müssen danach zwingend zu 
Erschließungsbeiträgen herangezogen werden, und zwar im Gegensatz zu den benachbar-
ten Grundstücken für die gesamte Grundstücksfläche bis zur Rösberger Straße.   
 
Dem kann ausschließlich dadurch abgeholfen werden, dass auf den Flächen, die bislang als 
private Grünfläche festgesetzt waren, eine bauliche Nutzung festgesetzt wird. Aus Gründen 
der Beitragsgerechtigkeit und da überdies eine Bebauung hier als „Lückenschluss“ städte-
baulich sinnvoll ist, soll nun vor der Abrechnung der Straßenbaukosten der Bebauungsplan 
im Bereich der privaten Grünfläche geändert werden. 
 
In gleicher Sitzung wie dem Aufstellungsbeschluss wurde am 06.11.2014 der Beschluss zur 
Offenlage gefasst. Die Offenlage des Entwurfs fand im Zeitraum vom 07.01.2015 bis ein-
schließlich 06.02.2015 statt. Es gingen neun Stellungnahmen von Trägern öffentlicher Be-
lange ein. Von der Öffentlichkeit wurde eine Stellungnahme abgegeben. 
 
In der Begründung wurde als redaktionelle Änderung ein nicht zutreffender Hinweis auf eine 
DIN-Norm entfernt. Die Änderungen sind durch Streichung gekennzeichnet worden. 
 
Die Stellungnahmen aus der Offenlage führten nicht zu einer Änderung der Planung, so dass 
empfohlen wird, die 2. Änderung des Bebauungsplanes Hm 01 in der Ortschaft Hemmerich 
in der vorliegenden Fassung als Satzung zu beschließen. 
 
Die Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB sowie der 
Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB sowie die Stellungnahmen inklusive Beschlussentwürfe der Stadt Bornheim hierzu 
sind in der Anlage beigefügt.  
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Voraussichtlich 150,- € für die Bekanntmachung und Mitteilung der Beschlüsse. Diese Kos-
ten sind im aktuellen Haushalt bereits berücksichtigt. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
1. Übersichtskarte 
2. Abwägung der Stadt Bornheim 
3. Bebauungsplan 
4. Textliche Festsetzungen 
5. Begründung 
6. Stellungnahmen der Bürger 
7. Stellungnahmen der TÖB 
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2. Änderung des Bebauungsplanes Hm 01 
in der Ortschaft Hemmerich 

§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 

 
 
 
 

A Stellungnahmen der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB: 
 
 
 
1. Bürgerin 1 mit Schreiben vom 15.12.2014 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
 
Die Stellungnahme ist vor dem formalen Beteiligungszeitraum eingegangen. Eine weitere 
Stellungnahme mit einer Begründung des Widerspruchs ist nicht eingereicht worden. Die 
Erforderlichkeit der Planänderung ist in der Begründung hinreichend erläutert. 
 
Beschluss: 
 
Kenntnisnahme 
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B Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher  Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB: 

 
 
 
1. Katholische Kirchengemeinde St. Aegidius Hemmerich mit Schreiben vom 

 21.01.2015 und 01.02.2015 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
 
Gegen die im Baugesetzbuch vorgeschriebene Beteiligungsfrist besteht keine 
Widerspruchsmöglichkeit. Ebenso ist die Forderung nach einer früheren Beteiligung mit 
Hinweis auf das Bearbeitungsdatum von Lageplan und Textteilen nicht haltbar. Der Rat der 
Stadt Bornheim hat die Vorlage am 06.11.2014 zur Offenlage beschlossen. Die 
Bekanntmachung erfolgte am 08.12.2014. Erst nach diesem Verfahrensschritt erfolgt eine 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange. Eine Veröffentlichung der Unterlagen durch die 
Verwaltung vor den politischen Beschlüssen ist nicht zulässig. Dem Wunsch nach einer 
Verlängerung der Frist wurde nichtsdestotrotz stattgegeben. 
 
Die Stadt Bornheim beteiligt gemäß BauGB nur die Träger öffentlicher Belange schriftlich, in 
diesem Falle das Erzbistum Köln, welches die Unterlagen an die zuständige Kirchgemeinde 
St. Aegidius weitergeleitet hat. Die Öffentlichkeit wird über die Bekanntmachung im Amtsblatt 
und im Internet über die Zeiträume der Öffentlichkeitsbeteiligung für die Planung informiert. 
Insofern besteht hier eine Informationspflicht interessierter Bürger. Die Erbpachtberechtigten 
haben sich im Rahmen der Offenlage nicht mit einer Stellungnahme an die Stadt Bornheim 
gewandt. Die Kommunikation mit ihren Erbbaupächtern obliegt der Katholischen 
Kirchgemeinde. 
 
Beschluss: 
 
Kenntnisnahme 
 
 
2. Rhein-Sieg-Kreis mit Schreiben vom 02.02.2015 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschluss: 
 
Kenntnisnahme 
 
 
3. RSAG AöR mit Schreiben vom 23.01.2015 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschluss: 
 
Kenntnisnahme. 
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4. StadtBetrieb Bornheim mit Schreiben vom 29.01.2015 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschluss: 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
5. Regionalgas Euskirchen GmbH & Co. KG mit Schreiben vom 16.01.2015 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschluss: 
 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
 
 
6. Unitymedia Kabel BW mit Schreiben vom 20.01.2015 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschluss: 
 
Kenntnisnahme 
 
 
7. Interoute Germany GmbH mit Schreiben vom 13.01.2015 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschluss: 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
8. NetCologne GmbH mit Schreiben vom 06.01.2015 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Beschluss: 
 
Kenntnisnahme. 
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9. Kabel Deutschland mit Schreiben vom 06.02.2015 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 
 
Beschluss: 
 
Kenntnisnahme. 
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Stadt Bornheim 
 
 

Bebauungsplan Hm 01 
2. Änderung 

 

in der Ortschaft Hemmerich 
 
 
 

Textliche Festsetzungen 
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A  Planungsrechtliche Festsetzungen 
  gemäß § 9 BauGB i.V.m. BauNVO  
 

1. Art der baulichen Nutzung  
   (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 
1.1 Allgemeine Wohngebiete (WA) (gemäß § 4 BauNVO) 

 
Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO sind die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) nicht 
Bestandteil dieses Bebauungsplanes. 

 
 
2. Maß der baulichen Nutzung, Höhenlage baulicher Anlagen  

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
2.1  Höhe baulicher Anlagen 

 
Die Firsthöhe darf betragen: 

 
- Bei eingeschossigen Gebäuden höchstens 8,0 m, gemessen über dem 

Erdgeschossfußboden, 
 

Die Traufhöhe darf betragen: 
 

- Bei eingeschossigen Gebäuden höchstens 3,5 m, gemessen über dem 
Erdgeschossfußboden. 

 
 Im Plangebiet dürfen die festgesetzten maximalen Traufhöhen durch äußere 
 Umwehrungen (Brüstungen, Geländer o.ä.) von Dachterrassen, Balkonen und 
 Loggien um maximal 1,10 m überschritten werden. 
 

 
2.2 Höhenlage der Gebäude 

 
Die Oberkante des Erdgeschossfertigfußbodens darf maximal 0,5 m über der Höhe 
der Achse der erschließenden Verkehrsfläche, gemessen lotrecht zur Gebäudemitte, 
liegen. 
 
Ausgangspunkt für die Bestimmung der Höhe der baulicher Anlagen ist die an der 
straßenseitigen Gebäudemitte geltende Höhe der Strassengradiente. 
 

 
2.3 Überbaubare Grundstücksfläche  

Die Baugrenzen dürfen durch Balkone und Vordächer an maximal 2 Seiten um bis zu 
1,50 m überschritten werden, durch eine Außentreppe an maximal 1 Seite um bis zu 
2 m. 
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3. Nebenanlagen, Garagen, offene und überdachte Stellplätze 
 (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

 
3.1      Nebenanlagen (§ 14 Abs.1 BauNVO) 

 
Im Bereich des Vorgartens (zwischen Straßenbegrenzungslinie und der 
straßenseitigen Baugrenze einschließlich ihrer Verlängerung zur seitlichen 
Grundstücksgrenze) sind nur Nebenanlagen in Form von Einrichtungen für 
Abfallbehälter zulässig. 
 
Auf den sonstigen nicht überbaubaren Grundstücksflächen ist je Baugrundstück nur 
eine Nebenanlage im Sinne des § 14 (1) BauNVO bis max. 30 cbm Bruttorauminhalt 
zulässig. 

 
3.2 Garagen, Stellplätze und überdachte Stellplätze (§ 12 Abs. 6 BauNVO i.V.m. § 23 

Abs. 5 BauNVO) 
 

Innerhalb der festgesetzten Allgemeinen Wohngebiets ist gemäß § 12 Abs. 6 
BauNVO Stellplätze, Carports und Garagen nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen und deren gradlinigen Verlängerung zur seitlichen 
Grundstücksgrenze  zulässig. 
 
Vor den Garageneinfahrten ist ein Stauraum von 5 m - gemessen ab der 
angrenzenden Straßenbegrenzungslinie - freizuhalten 

 
 
4. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden  

(gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebiets (WA) ist gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 
6 BauGB die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden auf zwei je 
Einzelhaus bzw. je Doppelhaushälfte begrenzt. 

 
 
5. Gestalterische Festsetzungen 

(gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 BauO NRW) 

5.1 Dachaufbauten 

Dachaufbauten und Dacheinschnitte dürfen insgesamt 50% der Breite der 
Gebäudefront nicht überschreiten und müssen von dem Ortgang mindestens 1,50 m 
und von dem Dachfirst mindestens 1,50 m Abstand einhalten. Brüstungen von 
Gauben sind in den Dachschrägen unterzubringen. Dachaufbauten im ausgebauten 
Spitzboden/Studio sind unzulässig. Zwerchhäuser dürfen insgesamt 60% der 
Gebäudebreite nicht überschreiten. 

5.2 Vorgärten 

Vorgartenflächen sind unversiegelt anzulegen und gärtnerisch zu gestalten. Davon 
ausgenommen sind die notwendigen Zuwegungen und Zufahren. Diese sind in 
wasserdurchlässigem Material zu gestalten. Befestigte Flächen dürfen insgesamt 
60% der Vorgartenfläche nicht überschreiten. Standplätze für Abfallbehälter sind mit 
standortgerechten, einheimischen Gehölzen einzugrünen (siehe Pflanzliste). 

 

5.3 Einfriedungen 

Einfriedungen sind als standortgerechte, freiwachsende oder geschnittene 
einheimische Hecken zulässig sowie 1,0 m hohe, mit standortgerechten, 
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einheimischen Gehölzen eingegrünte Maschendrahtzäune zulässig (siehe 
Pflanzliste). Von diesen Festsetzungen sind Einfriedungen von Terrassen, die 
unmittelbar an die Wohngebäude anschließen, bis zu einer Tiefe von 3,0 m 
ausgenommen. 

 
6.  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 i.V. mit Nr. 25 BauGB) 
 
6.1 Die nicht überbauten und befestigten Grundstücksflächen sind spätestens in der 1. 

Pflanzperiode nach Abschluss der Bauarbeiten gärtnerisch zu gestalten und 
dauerhaft als Grünflächen zu unterhalten. Dabei ist spätestens in der 1. Pflanzperiode 
nach Abschluss der Bauarbeiten je angefangene 200 m² nicht überbauter 
Grundstücksfläche mindestens ein Laubbaum als Hochstamm, 3 x v. mit einem 
Stammumfang von 18-20 cm zu pflanzen. Dabei sind die Arten der Gruppe I der 
nachstehenden Pflanzliste zu verwenden. 

 
6.2  Je angefangene 200 m² nicht überbauter Grundstücksfläche sind zusätzlich jeweils 

mindestens zwei Solitärsträucher in der Mindestqualität 3 x v., m. B., 125-150 cm zu 
pflanzen. Dabei sind die Arten gemäß Gruppe II der nachstehenden Pflanzliste zu 
verwenden. 

 
6.3  Entlang der rückwärtigen Grundstücksgrenze ist das Anpflanzen einer mind. 1m 
  breiten Hecke aus einheimischen, standortgerechten Pflanzen (siehe Pflanzliste) 
  zwingend vorgeschrieben.  
 
 

 
B  Hinweise 
  
1.  Archäologische Funde 

Werden Bodendenkmäler als Zeugnisse der Geschichte oder für den Laien 
erkennbare mögliche Bodendenkmäler sowie Veränderungen und Verfärbungen in 
der natürlichen Bodenbeschaffenheit entdeckt, ist nach den §§ 15,16 
Denkmalschutzgesetz NW (DSchG NW) die Entdeckungsstätte in unverändertem 
Zustand zu erhalten und dies der Stadt Bornheim als Untere Denkmalbehörde 
(02222/945-0) oder dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, 
Außenstelle Overath, Tel.: 02206 / 9030-0, Fax: 02206 / 90309-22 unverzüglich zu 
melden. Die Weisung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der 
Arbeiten ist abzuwarten. 

Bei einer eventuell notwendig werdenden Unterschutzstellung eines Bodendenkmals 
bedarf es einer Erlaubnis nach § 9 DSchG NW, falls dies aufgrund einer 
Baumaßnahme ganz oder teilweise beseitigt werden muss. Die Erlaubnis kann unter 
Auflagen und Bedingungen erteilt werden. Falls es zu einer Zerstörung von 
Bodendenkmälern / Bodenfunden kommen sollte, können sich mögliche Kostenfolgen 
für Grabungen, Dokumentationen und wissenschaftliche Beratung solcher Funde 
ergeben. 

 
2.  Kampfmittel 

Bei Kampfmittelfunden und / oder Feststellung außergewöhnlicher Verfärbungen 
beim Aushub während der Erd- / Bauarbeiten sind die Arbeiten sofort einzustellen 
und die zuständige Ordnungsbehörde, die  nächstgelegene Polizeidienststelle oder 
der KBD (Kampfmittelbeseitigungsdienst) zu verständigen. 
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Bei Erdarbeiten mit erheblich mechanischer Belastung (z.B. Rammarbeiten, 
Pfahlgründungen, Verbauarbeiten oder vergleichbaren Arbeiten) wird eine 
Sicherheitsdetektion empfohlen. Die Vorgehensweise ist mit dem 
Kampfmittelbeseitigungsdienst NRW – Rheinland abzustimmen. Weiterhin wird auf 
das Merkblatt des Kampfmittelbeseitigungsdienstes NRW - Rheinland „Merkblatt für 
das Einbringen von „Sondierbohrungen“ im Regierungsbezirk Köln“ verwiesen. 

 

3. Bodenschutz und Altlasten  

Der im Plangebiet vorhandene humose belebte Oberboden ist gemäß § 202 BauGB 
zum Schutz des Mutterbodens von Bau- und Betriebsflächen gesondert abzutragen, 
zu sichern und zur späteren Wiederverwendung zu lagern und als kulturfähiges 
Material zur Anlage von Strauch- und Baumvegetation wieder aufzubringen. 
 
Werden bei den Bauarbeiten verunreinigte Bodenhorizonte angetroffen, so ist 
unverzüglich der Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Technischen Umweltschutz zu 
informieren (siehe § 2, Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz NRW). Ggf. sind 
weitergehende Untersuchungen zur Gefährdungsabschätzung (Entnahme von 
Bodenproben, Durchführung von chemischen Analysen, etc) zu veranlassen. Alle 
Maßnahmen im Zusammenhang mit schädlichen Bodenverunreinigungen sind mit 
dem Amt für Technischen Umweltschutz abzustimmen.  
 

4. Tierschutz 

 Die Rodung von Gehölzen ist gemäß der Bestimmungen des § 39 Abs. 5 BNatSchG 
(Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere) grundsätzlich in der Zeit zwischen dem 
1. März und dem 30. September verboten. Gehölzrodungen sind  generell auf ein 
notwendiges Maß zu beschränken.  

 
5. Wasserrechtliche Erlaubnis  

Für Versickerungsanlagen ab 400 m² angeschlossene Fläche ist eine 
wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich.  
 

6.  Leitungsschutz 

Im Bereich von Leitungstrassen sind im Rahmen von Pflanzmaßnahmen die 
Vorgaben des Merkblattes „Baumstandorte und unterirdische Ver- und 
Entsorgungsanlagen“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen 
zu beachten. 
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C  Pflanzliste 
 
I a. Bäume 1. Ordnung 
 
Acer platanoides (Spitzahorn) 
Acer pseudoplatanus (Bergahorn)  
Alnus glutinosa (Roterle) 
Castanea sativa (Edelkastanie, Esskastanie) - – alteingebürgerte Kulturart 
Fagus sylvatica (Rotbuche)  
Fraxinus excelsior (Esche)  
Juglans regia (Walnuss) 
Populus alba (Silberpappel)  
Populus nigra (Schwarzpappel) 
Prunus avium (Vogelkirsche)  
Pyrus communis (Kulturbirne) 
Quercus petraea (Traubeneiche)  
Quercus robur (Stieleiche)  
Salix alba (Silberweide) 
Tilia cordata (Winterlinde)  
Ulmus laevis (Flatterulme) 
 
I b. Bäume 2. Ordnung 
Acer campestre (Feldahorn)  
Betula pendula (Sandbirke)  
Betula pubescens (Moorbirke)  
Carpinus betulus (Hainbuche)  
Malus communis = sylvestris (Wild- oder Holzapfel)  
Populus tremula (Espe)  
Prunus padus (Traubenkirsche)  
Salix caprea Salweide)  
Sorbus aria (Mehlbeere)  
Sorbus aucuparia (Eberesche)  
Sorbus domestica (Speierling) – alteingebürgerte Kulturart 
Ulmus carpinifolia = minor (Feldulme)  
 
II. Sträucher 
 
Amelanchier ovalis (Felsenbirne)  
Berberis vulgaris (Gewöhnliche Berberitze) 
Cornus mas (Kornelkirsche)  
Cornus sanguinea (Bluthartriegel)  
Corylus avellana (Haselnuß)  
Crataegus monogyna (Eingriffeliger Weißdorn)  
Crataegus laevigata (Zweigriffeliger Weißdorn)  
Cytisus scoparius (Besenginster)  
Euonymus europaeus (Pfaffenhütchen)  
Genista germanica (Deutscher Ginster) 
Genista tinctoria (Färberginster) 
Hippophae rhamnoides (Sanddorn) 
Ilex aquifolium (Stechpalme)  
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Ligustrum vulgare (Liguster) 
Lonicera xylosteum (Heckenkirsche) 
Prunus mahaleb (Steinweichsel)  
Prunus spinosa (Schlehe)  
Taxus baccata (Eibe)  
Rhamnus catharticus (Kreuzdorn) 
Rhamnus frangula (Faulbaum)  
Ribes rubrum (Rote Johannisbeere) 
Ribes nigrum (Schwarze Johannisbeere)  
Rosa arvensis (Feldrose) 
Rosa canina (Heckenrose)  
Rosa rubiginosa (Schottische Zaunrose) 
Rosa rugosa (Apfelrose) 
Rubus idaeus (Himbeere) 
Salix aurita (Ohrweide) 
Salix cinerea (Aschweide) 
Salix fragilis (Bruchweide) 
Salix purpurea (Purpurweide) 
Salix triandra (Mandelweide)  
Salix viminalis (Korbweide)  
Sambucus nigra (Schwarzer Holunder)  
Viburnum lantana (Wolliger Schneeball)  
Viburnum opulus (Gemeiner Schneeball)  
 
Alle im Rheinland heimischen alten hochstämmigen Obstsorten (Listen bei der 
unteren Landschaftsbehörde (Rhein-Sieg-Kreis), dem Landschaftsverband 
Rheinland und der Stadt Bornheim) 
 
Rank- und Kletterpflanzen 
 
Hedera helix (gemeiner Efeu) 
Lonicera periclymenum (Geißblatt) 
Clematis vitalba (gemeine Waldrebe)  
Vitis vinifera (echter Wein) 
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1. Geltungsbereich des Bebauungsplans 

Der Plangeltungsbereich liegt in der Ortschaft Hemmerich und umfasst die rückwärtigen 
Grundstücksteile der zwischen der Rösberger Straße und der Effelsbergstraße gelegenen 
Flurstücke 274, 275, 276, 277 und 278 der  Flur 4 in der Gemarkung Kardorf - Hemmerich. 
Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 1.350 m². 

 

2. Anlass und Ziel der Planung 

Für das Plangebiet existiert der Bebauungsplan Hm 01, der seit dem 11.09.2000 
rechtskräftig ist. Neben einer Fläche für Gemeinbedarf setzt der Bebauungsplan Hm 01 für 
seinen gesamten Geltungsbereich ein allgemeines Wohngebiet fest. Zulässig sind Einzel- 
und Doppelhäuser in ein- bzw. auch zweigeschossiger Bauweise. Das Änderungsgebiet der 
2. Änderung des Hm 01 ist im ursprünglichen Bebauungsplan als private Grünfläche 
festgesetzt. 
 
Die durch den Bebauungsplan Hm 01 festgesetzten Straßen „Effelsbergstraße“ und 
„Dechant-Blum-Straße“ sind mittlerweile ausgebaut. Die Erschließungsbeiträge sind hierfür 
jedoch noch nicht endabgerechnet. 
 
Bei der Erhebung der Vorausleistungen im Jahre 2003 hat man die Grundstücke zwischen 
der Rösberger Straße und der Effelsbergstraße, die im Bereich der Effelsbergstraße als 
private Grünfläche festgesetzt worden sind, als nicht beitragspflichtig behandelt. Dies steht 
jedoch eindeutig im Widerspruch zu der geltenden Rechtslage des 
Erschließungsbeitragsrechts. 
 
Die Grundstücke mit der Festsetzung „private Grünfläche“ müssen danach zwingend zu 
Erschließungsbeiträgen herangezogen werden, und zwar im Gegensatz zu den 
benachbarten Grundstücken für die gesamte Grundstücksfläche bis zur Rösberger Straße.   
 
Dem kann ausschließlich dadurch abgeholfen werden, dass auf den Flächen, die bislang als 
private Grünfläche festgesetzt waren eine bauliche Nutzung festgesetzt wird.  Aus Gründen 
der Beitragsgerechtigkeit und da überdies eine Bebauung hier als „Lückenschluss“ 
städtebaulich sinnvoll ist, soll nun vor der Abrechnung der Straßenbaukosten der 
Bebauungsplan im Bereich der privaten Grünfläche geändert werden. 
 
Die Nachverdichtung innerhalb der geschlossenen Ortslage zur Deckung des Bedarfs an 
Wohnbauland entspricht den Zielvorstellungen der Stadt Bornheim und dient darüber hinaus 
dem sparsamen Umgang mit Grund und Boden. 
 
Es soll ein allgemeines Wohngebiet (WA) mit an die umliegende Bebauung angepassten, 
eingeschossigen Einzel- und Doppelhäusern festgesetzt werden. Der Abstand der Häuser 
von der Straßenbegrenzungslinie soll 5 m betragen, um eine ausreichende Anzahl an 
Stellplätzen für die neue Bebauung sicherzustellen. 
 
 
3. Verfahren 

Die 2. Änderung des Bebauungsplans Hm 01 berührt die Grundzüge der Planung nicht. 
Daher wird das vereinfachte Verfahren gemäß § 13 BauGB durchgeführt. Im vereinfachten 
Verfahren kann von der vorgezogenen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gem. § 3 
Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen sowie auf Umweltprüfung und Umweltbericht 
verzichtet werden. 
Durch den Bebauungsplan werden auch keine Vorhaben begründet, die einer Pflicht zur 
Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) unterliegen. Auch werden keine 
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FFH- oder Vogelschutzgebiete beeinträchtigt. Damit ist die Anwendung des vereinfachten 
Verfahrens zulässig. 
 
 
4. Übergeordnete Planungen und bestehende verbindliche Bauleitpläne 

Regionalplan  

Im Regionalplan (Stand Juli 2006) ist das Plangebiet als allgemeiner Freiraum- und 
Agrarbereich ausgewiesen.  

Flächennutzungsplan 

Gem. § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu 
entwickeln. Im seit dem 15.06.2011 wirksamen Flächennutzungsplan ist das 
Änderungsgebiet als Wohnbaufläche dargestellt. Die 2. Änderung des Bebauungsplans 
Hm 01 gilt damit als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 

Bebauungsplan 

Der seit dem 11.09.2000 rechtskräftige Bebauungsplan Hm 01 setzt für das gesamte 
Änderungsgebiet eine private Grünfläche fest. 

Landschaftsplan 

Im Geltungsbereich des rechtskräftigen Landschaftsplanes Nr. 2 des Rhein-Sieg-Kreises ist 
die Fläche dem Innenbereich zugeordnet. Der Bebauungsplan berührt somit nicht die Ziele 
und Festsetzungen Landschaftsplanes. 

 
Die Vorgaben der §§ 1 (5) und 1a (2) BauGB zur nachhaltigen und umweltschützenden 
städtebaulichen Entwicklung allgemein sowie zum sparsamen und schonenden Umgang mit 
Grund und Boden im Besonderen sind bei der Ausweisung neuer Erschließungs- und 
Bauflächen zu beachten. Im gesamten Stadtgebiet von Bornheim besteht ein nachhaltiger 
Bedarf an Wohnraum. Die daraus resultierende Nachfrage nach Bauflächen, kann durch die 
eingeschränkte Verfügbarkeit von Baulücken nicht gedeckt werden. Die mit diesem 
Bebauungsplan vorbereitete Nachverdichtung des bestehenden Herseler Siedlungsbereichs 
entspricht der Zielstellung einer Innenentwicklung vor Inanspruchnahme von 
Außenbereichsflächen.  

 
5. Städtebauliche Situation 

Die Flächen im Geltungsbereich der Planänderung sind derzeit unbebaut und werden als 
Hausgärten genutzt. Nordöstlich grenzt die Wohnbebauung der Rösberger Straße an. 
Südwestlich wird das Plangebiet durch die Effelsbergstraße begrenzt. 
 
Das Änderungsgebiet ist lückenlos von Wohnbebauung umgeben. Bei der unmittelbar an der 
Effelsbergstraße angrenzenden Bebauung handelt es sich um eine eingeschossige 
Bebauung. Gegenüberliegend ist gemäß den Festsetzungen des Bebauungsplanes Hm 01 
eine zweigeschossige Bauweise zulässig.  
 
Die Erschließung des Plangebiets erfolgt über die Effelsbergstraße und darüber hinaus über 
das angrenzende bestehende öffentliche Straßen- und Wegenetz. Auswirkungen auf die 
verkehrliche Erschließung sind durch die Planänderung nicht zu erwarten. Die erforderlichen 
Stellplätze werden auf den Baugrundstücken sichergestellt.  
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Es besteht eine gute Erschließung des Plangebietes durch den öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV). Eine Bushaltestelle der Linie 818 liegt ca. 200 m entfernt an 
der Jennerstraße. Die Buslinie 818 verkehrt zwischen den Stationen Hersel Bahnhof 
(Stadtbahnlinie 16) und Sechtem Bahnhof (DB) unter der Woche im Stundentakt und hält an 
der Haltestelle „Hemmerich Schule“ westlich des Plangebietes. Hierüber ist auch eine 
Anbindung an die Stadtbahnlinie 18, die sich in einer Entfernung von ca. 2 Km in Waldorf 
befindet, gegeben.  
 
Infrastrukturelle Einrichtungen wie z.B. Schulen, Kindergärten, Spielplätze sowie kirchliche 
und soziale Einrichtungen etc. sind in fußläufiger Entfernung oder mit dem Öffentlichen 
Personennahverkehr in der Ortschaften Rösberg, Kardorf und Waldorf zu erreichen.  
Der Bedarf an Gütern der Nahversorgung kann in Waldorf bzw. Kardorf oder über das 
Nahversorgungszentrum in Merten gedeckt werden. 
 
 
6. Städtebauliches Konzept 

Das städtebauliche Konzept nimmt die Umgebungsbebauung auf und führt diese im 
Plangebiet fort. Im Sinne der umgebenden Bebauung und den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes Hm 01 wird auch für den Änderungsbereich ein allgemeines Wohngebiet 
(WA) festgesetzt.  
 
Da es sich bei der Umwandlung der Fläche von privater Grünfläche in Wohnbaufläche um 
einen Lückenschluss zwischen der bereits bestehenden Bebauung an der Effelsbergstraße 
handelt, werden des Weiteren die Festsetzungen der beidseitig an das Plangebiet 
angrenzenden Grundstücke aufgegriffen. Zulässig soll die Bebauung von Einzel- und 
Doppelhäusern in offener, eingeschossiger Bauweise und einer Beschränkungen der Trauf- 
und Firsthöhe. 
 
Die Teilfläche des Flurstücks 278 bleibt aufgrund des Grundstückszuschnittes und dem 
Fehlen der Anbindung an den öffentlichen Straßenraum private Grünfläche.  
 
 
7. Begründung der wesentlichen Festsetzungen 

 
Die textlichen Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung (WA, I, GRZ 0,4) des 
Bebauungsplanes Hm 01 sowie die Festsetzungen zu Nebenanlagen werden für das 
Änderungsgebiet übernommen. 
Um eine Anpassung an die heutigen Standards von Festsetzungen zu erreichen, wird 
ergänzt, dass die festgesetzte Traufhöhe durch äußere Umwehrungen von Dachterrassen, 
Balkonen und Loggien maximal um 1,10 m überschritten werden darf und dass außerhalb 
der überbaubaren Flächen nur eine Nebenanlage zulässig ist, um eine Ansammlung 
verschiedener Nebenanlagen zu unterbinden und sowohl den Schutz des Ortsbildes als 
auch die einheitliche Behandlung der benachbarten Bauvorhaben sicherzustellen. 
 
Um die Struktur des rechtskräftigen Bebauungsplanes Hm 01 fortzuführen und somit ein 
Einfügen der neuen Bauflächen in die bestehende Bebauung zu gewährleisten, werden die 
Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung übernommen. Sowohl die Begrenzungen 
der Trauf- und Firsthöhe für eine eingeschossige, offene Bauweise  mit einer Traufhöhe von 
3,5 m und einer Firsthöhe von 8,0 m, als auch die Höhenlage der Gebäude mit einer 
zulässigen Sockelhöhe von max. 0,5 m ist beibehalten worden. Die Bezugshöhe für die 
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Oberkante des Erdgeschossfertigfußbodens ist lediglich konkretisiert worden, da sie im  
ursprünglichen Bebauungsplan zu unbestimmt war.  
 
Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen bestimmt. Diese Baugrenzen 
dürfen zugunsten eines gestalterischen Spielraumes durch Balkone und Vordächer sowie 
eine Außentreppe um bis zu 1,5 m bzw. 2 m überschritten werden.  
 
Garagen, Stellplätzen und überdachte Stellplätze sind ausschließlich nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen und deren gradlinigen Verlängerung zur seitlichen 
Grundstücksgrenze zulässig. Dies soll einer Nutzung der Vorgartenbereiche als 
Stellplatzfläche entgegenwirken. Damit pro Wohneinheit ausreichend Stellplätze hergestellt 
werden können, wird weiterhin festgesetzt, dass vor den Garageneinfahrten ein Stauraum 
von 5 m freizuhalten ist. 
 
Um den Gebietscharakter zu erhalten und die Anforderungen an die Erschließung und den 
ruhenden Verkehr zu erfüllen, wird die höchst zulässige Anzahl der Wohneinheiten auf zwei 
je Einzelhaus bzw. Doppelhaus beschränkt. Reihenhäuser sowie Mehrfamilienhäuser im 
Geschosswohnungsbau sind aufgrund des beengten Straßenraumes sowie der knappen 
Stellplatzsituation nicht zulässig. 
 
Als örtliche Bauvorschrift gem. § 86 der Landesbauordnung NRW werden in den 
Bebauungsplan gestalterische Festsetzungen zu Dachaufbauten, Vorgärten und 
Einfriedungen aufgenommen. Diese Festsetzungen sollen ein harmonisches städtebauliches 
Erscheinungsbild des Straßenraumes gewährleisten. 
 
 
Die Festsetzungen zu Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und 
Landschaft des rechtskräftigen Bebauungsplans Hm 01 werden dergestalt geändert, dass 
eine Anpassung an aktuelle Standards und Anforderungen erfolgt. 
 
Je angefangene 200 m² nicht überbaubarer Grundstücksfläche ist ein einheimischer 
Laubbaum als Hochstamm gemäß Gruppe I der nachfolgenden Pflanzliste zu pflanzen. 
Dieser muss 3 mal verpflanzt sein, einen Stammumfang von 18-20 cm besitzen und 
spätestens in der 1. Pflanzperiode nach Abschluss der Bauarbeiten gepflanzt werden.   
 
Nicht überbaubare und befestigte Grundstücksflächen sind ebenfalls in der ersten 
Pflanzperiode nach Abschluss der Bauarbeiten gärtnerisch zu gestalten und dauerhaft als 
Grünflächen zu erhalten. Dabei ist je angefangene 200 m² nicht überbauter 
Grundstücksfläche jeweils mind. zwei Solitärsträucher in der Mindestqualität 3 x v., m.B. 125-
150 cm zu pflanzen. Dabei sind die Arten gemäß Gruppe II der Pflanzliste zu verwenden. 
 
Wie im Ursprungsplan ist das Anpflanzen einer Hecke aus einheimischen, standortgerechten 
Pflanzen entlang der rückwärtigen Grundstücksgrenze zwingend vorgeschrieben. Die 
festgesetzte Breite wird aufgrund der schwierigen Umsetzbarkeit und Pflege auf einem 
Privatgrundstück von 2 m auf mind. 1 m reduziert. 
 
Die Pflanzliste des Bebauungsplans Hm 01 wird durch die aktuelle Pflanzliste der Stadt 
Bornheim ersetzt. 
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8. Ver- und Entsorgung, Niederschlagswasserbeseitigung 

 
Die Planänderung hat keine Auswirkungen auf die Ver- und Entsorgung des Gebietes und 
kann über die vorhandene technische Infrastruktur sichergestellt werden. 
 
Gemäß § 51a Landeswassergesetz (LWG) besteht für Grundstücke, die ab dem 01.01.1996 
erstmals bebaut beziehungsweise befestigt worden sind, grundsätzlich eine Verpflichtung zur 
Versickerung der unbelasteten Niederschlagswässer oder der ortsnahen Einleitung in ein 
Gewässer, soweit dieses schadlos möglich ist. Das Plangebiet ist über eine im Baugebiet 
bereits vorhandene Trennkanalisation an ein zentrales Versickerungsbecken angeschlossen.    
 
9. Bodenordnung 

 
Bodenordnende Maßnahmen sind aufgrund der Planänderung nicht erforderlich. Jedem 
Eigentümer ist es möglich, separat zu bauen.  
 
 
10. Altlasten 

 
Altlasten bzw. entsprechende Verdachtsflächen sind im Änderungsgebiet nicht bekannt und 
werden hier auch nicht vermutet. 
 
 
11. Immissionen und Emissionen 

 

Immissionskonflikte in Folge der Planänderung sind nicht zu erwarten. 
 

 

12. Denkmalpflege  

 
Im Änderungsgebiet sind keine Bau- und/oder Bodendenkmäler bekannt und werden hier 
auch nicht vermutet. Sofern im Zuge von Baumaßnahmen Bodendenkmäler offenbar 
werden, greift unmittelbar die Verpflichtung des § 16 DSchG NRW, wonach solche Funde zu 
melden und unverändert zu belassen sind. 
 
 

13. Umweltbezogene Auswirkungen 

 
Gem. § 13 BauGB kann im vereinfachten Verfahren auf die Durchführung einer 
Umweltprüfung verzichtet werden. Ein Umweltbericht ist nicht erforderlich. 
 

Aufgrund der geringen Größe und der Lage des Plangebiets der 2. Änderung des 
Bebauungsplanes Hm 01sind wesentliche nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter 
(Tiere und Pflanzen, Mensch, Boden, Wasser, Klima und Luft, Landschaft, Kultur- und 
sonstige Sachgüter) nicht zu erwarten. 
 
Tiere und Pflanzen 
Der Stadt Bornheim liegen keine Hinweise auf das Vorkommen planungsrelevanter Arten 
gemäß LANUV-Liste im Änderungsgebiet vor. 
 
Durch den Bebauungsplan werden auch keine Vorhaben begründet, die einer Pflicht zur 
Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) unterliegen. 
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Gemäß der Artenschutzprüfung Stufe I (Vorprüfung) nach der VV-Artenschutz und der  
gemeinsamen Handlungsempfehlung zum Artenschutz in der Bauleitplanung der Ministerien 
für WEBWV NRW und KULNV NRW können die Verbote des § 44 (1) BNatSchG bei der 
Umsetzung der Planung ausgeschlossen werden. Besonders und streng geschützte 
Tierarten sind durch die Planung nicht berührt, da entsprechende Lebensräume fehlen. 
 
Artenschutzkonflikte werden daher nicht gesehen. 
 
Mensch 
Umweltbelastungen, die auf den menschlichen Organismus oder die menschliche Psyche 
wirken, gehen in erster Linie von den Schutzgütern Klima und Luft, Boden sowie 
Geräuschemissionen aus. Da keine wesentlichen Änderungen dieser Aspekte durch die 
Planänderung zu erwarten sind, werden diese ebenfalls nicht auf das Schutzgut Mensch 
erwartet.  
 
Boden 
Die Böden im Plangebiet sind anthropogen überprägt (Hausgärten). Die erhöhte 
Bodenversiegelung, die durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes beschränkt wird, 
führt zu keiner besonderen städtebaulichen Einschränkung.  
 
Wasser 
Veränderungen des Wasserhaushaltes sind nicht zu erwarten. Grundsätzlich ist eine 
Abführung des Niederschlags- und des Schmutzwassers über das städtische Kanalsystem 
möglich. 
 
Klima und Luft 
Aufgrund der bereits vorhandenen angrenzenden Bebauung werden durch die 
Nachverdichtung keine wesentlichen Auswirkungen auf die lufthygienischen und die 
klimatischen Verhältnisse erwartet. 
 
Landschaft 
Die Flächen innerhalb des Plangebietes haben derzeit aufgrund der nicht bestehenden 
öffentlichen Zugänglichkeit keine Bedeutung für die Erholungsfunktion. Da die Flächen 
innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen und eine eingeschossige 
Wohnbebauung geplant ist, wird das Landschaftsbild durch die Planänderung nicht 
beeinträchtigt. 
 
Kultur- und sonstige Sachgüter 
Nachteilige Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter sind mit der Planänderung 
nicht verbunden. Erhaltenswerte Bauten und sonstige Einrichtungen sind nicht vorhanden. 
Bau- und Bodendenkmale sind nicht betroffen bzw. bekannt.  
 
Wechselwirkungen 
Auch aus den Wechselwirkungen der Schutzgüter untereinander sind keine zusätzlichen 
nachteiligen Umweltfolgen erkennbar. 
 
Eingriffsbilanzierung 
Des Weiteren wurde für den Ursprungsbebauungsplan Hm 01 eine Eingriffs- und 
Ausgleichsberechnung für die Natur und Landschaft erstellt. Die Hausgärten im Plangebiet 
der 2. Änderung sind in die damalige Berechnung mit eingeflossen. In der 
Bestandsaufnahme wurde die Fläche als Biotoptyp Zier- und Nutzgarten, strukturarm 
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eingestuft. Bei der Bewertung des Eingriffs sind diese Flächen in der damaligen Planung 
bereits als überbaubare Flächen sowie Hausgärten (Freiflächen) in die Bewertung mit 
eingeflossen. 
 
Im Zuge einer erneuten Offenlage des Bebauungsplanes Hm 01 sind diese überbaubaren 
Grundstücksflächen auf Anregung des Eigentümers in private Grünfläche umgewandelt 
worden. Die Eingriffsbilanzierung wurde zum damaligen Zeitpunkt nicht mehr angepasst. 
Somit ist der jetzige Eingriff bereits bei der ursprünglichen Planung berücksichtigt worden. 
 
Die Eingriffe sind auf den Baugrundstücken selbst auszugleichen. Dies wird durch die 
Festsetzungen Nr. 6 (Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und 
Landschaft) im Textteil des Bebauungsplanes geregelt. 
 
 

14. Hinweise 

 
Archäologische Funde 

Werden Bodendenkmäler als Zeugnisse der Geschichte oder für den Laien erkennbare 
mögliche Bodendenkmäler sowie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen 
Bodenbeschaffenheit entdeckt, ist nach den §§ 15,16 Denkmalschutzgesetz NW (DSchG 
NW) die Entdeckungsstätte in unverändertem Zustand zu erhalten und dies der Stadt 
Bornheim als Untere Denkmalbehörde (02222/945-0) oder dem LVR-Amt für 
Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Overath, Tel.: 02206 / 9030-0, Fax: 02206 / 
90309-22 unverzüglich zu melden. Die Weisung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für 
den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. 
 
Bei einer eventuell notwendig werdenden Unterschutzstellung eines Bodendenkmals bedarf 
es einer Erlaubnis nach § 9 DSchG NW, falls dies aufgrund einer Baumaßnahme ganz oder 
teilweise beseitigt werden muss. Die Erlaubnis kann unter Auflagen und Bedingungen erteilt 
werden. Falls es zu einer Zerstörung von Bodendenkmälern / Bodenfunden kommen sollte, 
können sich mögliche Kostenfolgen für Grabungen, Dokumentationen und wissenschaftliche 
Beratung solcher Funde ergeben. 
 

Kampfmittel 

Bei Kampfmittelfunden und / oder Feststellung außergewöhnlicher Verfärbungen beim 
Aushub während der Erd- / Bauarbeiten sind die Arbeiten sofort einzustellen und die 
zuständige Ordnungsbehörde, die  nächstgelegene Polizeidienststelle oder der KBD 
(Kampfmittelbeseitigungsdienst) zu verständigen. 
 

Bei Erdarbeiten mit erheblich mechanischer Belastung (z.B. Rammarbeiten, 
Pfahlgründungen, Verbauarbeiten oder vergleichbaren Arbeiten) wird eine 
Sicherheitsdetektion empfohlen. Die Vorgehensweise ist mit dem 
Kampfmittelbeseitigungsdienst NRW – Rheinland abzustimmen. Weiterhin wird auf das 
Merkblatt des Kampfmittelbeseitigungsdienstes NRW - Rheinland „Merkblatt für das 
Einbringen von „Sondierbohrungen“ im Regierungsbezirk Köln“ verwiesen. 
 
 
 
Tierschutz 
Die Rodung von Gehölzen ist gemäß den Bestimmungen des § 39 Abs. 5 BNatSchG 
(Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere) grundsätzlich in der Zeit zwischen dem 1. März und 
dem 30. September verboten. Gehölzrodungen sind  generell auf ein notwendiges Maß zu 
beschränken.  
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Bodenschutz und Altlasten  

Der im Plangebiet vorhandene humose belebte Oberboden ist gemäß § 202 BauGB zum 
Schutz des Mutterbodens und gemäß DIN 18915 von Bau- und Betriebsflächen gesondert 
abzutragen, zu sichern und zur späteren Wiederverwendung zu lagern und als kulturfähiges 
Material zur Anlage von Strauch- und Baumvegetation wieder aufzubringen. 
 
Werden bei den Bauarbeiten verunreinigte Bodenhorizonte angetroffen, so ist unverzüglich 
der Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Technischen Umweltschutz zu informieren (siehe § 2, Abs. 1 
Landesbodenschutzgesetz NRW). Ggf. sind weitergehende Untersuchungen zur 
Gefährdungsabschätzung (Entnahme von Bodenproben, Durchführung von chemischen 
Analysen, etc) zu veranlassen. Alle Maßnahmen im Zusammenhang mit schädlichen 
Bodenverunreinigungen sind mit dem Amt für Technischen Umweltschutz abzustimmen.  
 

Wasserrechtliche Erlaubnis  

 
Für Versickerungsanlagen ab 400 m² angeschlossene Fläche ist eine wasserrechtliche 
Erlaubnis erforderlich.  
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Per Einschreiben RUckschein 

Stadtverwaltung Bornheim 
Rathausstraße 2 
53332 Bornheim 

Bornheim, 15.12.2014 

• St<ldt Bornheim , 

2 9. DEZ. 2 0 1 4 j 

Rhein·Sieg·Kreis j 

Widerspruch gegen den Bebauungsplan Hm 01 in der Ortschaft Hemmerich, 2. 
Änderung; Aufstellungsbescheid 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit lege ich Widerspruch gegen den o.g. Bebauungsplan Hm 01 in dieser Form 
ein. 

Eine detaillierte Begründung werde ich Ihnen in kürze zukommen lassen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ö  11
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Kath . l(irchcngcmcinde St.Acgidius Hcmmcrich 

53332 Domheim 

Maasscnstraße I 

Gcschiifts fiihrcndcr Vorsitzender Kirchenvorstand 

Jilrgen Schwind 

An 

Stadt Bornheim 

-Stadt Planung­

2 1.01.2015 

Betr. Bebauungsplan Hm 01 in der Ortschaft Henunerich /2. Änderung 

Terminlieh vorgegebene Stellungsnahme bis 6.2.2015 

Sehr geehrte HetTen, 

mit der Festlegung in ihrem Brief für eine Abgabe bis 6.2.20 15 lege ich Einspruch ein. 

(Eine Weihnachtszeit und Jahreswechsel hätte man hier berücksichtigen müssen) 

Termini. Sachverhalt : 

Lageplan erstellt 

Entwurf, Begründung 

Schreiben Stadt B. an EBK 

Eingegangen beim EBK 

Sclu·eiben mit Unterlagen an KV 

18.09.2014 

Stand 23.09.2014 

30.12.2014 

08.01.2015 

20.01.2015 

Eine Bearbeitungszeit fiir diesen Komplex von 12 Werktagen ist organisatorisch, fach lich 

und Durchführung aller Entscheidungsebenen nicht möglich. 

Eine frühere Information und Zusendung der Unterlagen ab September 2014 wäre hjer 

simwoll gewesen. 

Wir bitten den Abgabetermin um 3 Wochen zu verschieben. 

Mfg 

GrschHftsfiihrcndrr Vorsitzender 

Kirchenvorsland 

Jürgen Schwind 

Ö  11
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Kath. Kirchengen1einde St.Aegidius Hemmerieb 
Kirchenvorstand 
Jür Schwind 

An Stadt Bornheim 
7 .I -StadtPlanung 
Rathausstr.2 
53332 Bornheim 

zu Hdn Herrrn Schier 

Hemmerieb 01.02.2015 

Betr. Ihr Zeichen 612601 Hm 01 vom 30.1 2.2014 
Bebauungsplan HM 01 Hemmerieb 2. Änderung 

Sehr geehrte Herren, 

die 2. Ändetung des Beauungsplanes HM 0 1 nehmen wir zur Kennt­
nts. 
Dieser Gedanke wurde bereits im Umlegungsverfahren ,Erstellen des 
Bebauungsplanes von der l(irchengemeinde aufgegriffen. 
Er wurde von den Erbbaupächtern abgelehnt. 

Es sind die Grundstücke 

Flur 4 Flurstück 274 
Flurstück 275 
Flurstück 276 
Flurstück 277 

Auf Grund der Erbpachtverträge zwischen den Pächtern und der Kir­
chengemeinde sind an erster Stelle die Pächter anzusprechen,die für 
die Anliegerkosten auch verantwortlich sind(Pachtvertrag). 

Ich bitte Sie deshalb mit den Pächtern Kontakt aufzunehmen und uns 
die entsprechenden Informationen zu übermitteln. 

Für Gespräche stehen wir jederzeit zur Verfügung. 
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Anmerkung: 

Die Zeichnung des Bebauungsplanes HM 01 entspricht nicht der heu­
tigen Situation und sollte aktualisiert werden. 

Mfg 1;. ~ Z.&r'J~ _ß 
~d~·'f 
J ürgen Schwind 

Geschäftsführender Vorsitzender des KV 

Kopie : EBK Seelsorgebereich ,Abteilung Süd 1, Herrn Seeberg er 
Rendantur Rheinbach Herrn Adam 
Ablage KV Grundstücke 
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Haupt- und Finanzausschuss 09.06.2015 
Ausschuss für Stadtentwicklung 17.06.2015 
Rat 18.06.2015 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 340/2015-9 

    Stand 19.05.2015 
 
Betreff 
 

Zustimmung zu Mehrauszahlungen im Haushaltsjahr 2015 für das Projekt 
5.000165 Park & Ride Anlage Sechtem 

 
Beschlussentwurf Haupt- und Finanzausschuss 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschließen (siehe Be-
schlussentwurf Rat)  
 
Beschlussentwurf Stadtentwicklungsausschuss 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt Kenntnis von den Ausführungen der Verwaltung. 
 
Beschlussentwurf Rat 
 
Der Rat stimmt gem. § 83 GO NRW der überplanmäßigen Auszahlung bei dem Projekt 
5.000165 Park & Ride Sechtem in 2015 in Höhe von 700.000 € zu. Die Deckung ist gewähr-
leistet durch Minderauszahlungen im Jahre 2015 bei diversen Projekten im Tiefbaubereich, 
die auch Bestandteil des Straßenbauprogramms 2015-2019 sind.  
 
Sachverhalt 
 
Die Haushaltsplanung basierte auf der Annahme, die Maßnahme in 2015 zu beginnen (An-
satz: 400.000 Euro) und 2016 (Ansatz 2016: 420.000,- Euro) fertigzustellen (Ansatz 2017: 
320.000,- Euro). Durch die Auflagen der Förderstelle (NVR), die Baumaßnahme bis Ende 
2015 umzusetzen und die Fördermittel in 2015 abzurufen, musste die Maßnahmenrealisie-
rung (komplett) in 2015 projektiert werden, d.h. auch die Finanzmittelverfügbarkeit in 2015. 
Anderenfalls kündigte der Fördergeber NVR den möglichen Widerruf des Zuwendungsbe-
scheides in Höhe von 646.500,- € an. 
 
Die Ausschreibung der Straßenbauarbeiten ist erfolgt und die Submission findet am 
02.06.2015 statt. Die Vergabe der Straßenbauarbeiten ist für die Sitzung des Stadtentwick-
lungsausschusses am 17.06.2015 vorgesehen. Baubeginn wird voraussichtlich Ende Juni / 
Anfang Juli 2015 sein. Bei einer Bauzeit von ca. 4 Monaten wird die Maßnahme voraussicht-
lich bis Ende Oktober abgeschlossen sein. Bei dem dargestellten Zeitablauf werden die Fris-
ten der Förderstelle eingehalten werden und der bewilligte Zuschuss in Höhe von insgesamt 
561.500,- Euro kann gemäß Mittelabflussplan in 2015 ausgezahlt werden. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Wie im Sachverhalt dargestellt. Die Deckung wird gewährleistet durch Minderauszahlungen 
in 2015 bei diversen Projekten im Tiefbaubereich, die auch Bestandteil des Straßenbaupro-
gramms 2015-2019 sind. 

Ö  12
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Ausschuss für Stadtentwicklung 17.06.2015 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 328/2015-7 

    Stand 12.05.2015 
 
Betreff 
 

Veränderte ÖPNV-Anbindung nach Swisttal 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Ausführungen des Rhein-Sieg-Kreises zur 
Kenntnis und stimmt der Veränderung der Buslinie 817 und dem hierdurch bedingten Wegfall 
der TaxiBus-Linie 882 für das Stadtgebiet Bornheim zu.  
 
Sachverhalt 
 
Im Zuge der Fortschreibung des Nahverkehrsplans für die Gemeinde Swisttal teilt der Rhein-
Sieg-Kreis folgendes mit: 
 
Aktuell wird das ÖPNV - Angebot im Teilraum Swisttal überplant. Der Rat der Gemeinde Swisttal 
hat der zwischen dem Rhein-Sieg-Kreis und der RVK abgestimmten Neukonzeption des Busver-
kehrsangebotes in der Gemeinde Swisttal bereits zugestimmt. Die Angebotsveränderungen wer-
den, vorbehaltlich der Zustimmung der politischen Gremien des Rhein-Sieg-Kreises, zum Fahr-
planwechsel am 13.12.2015 umgesetzt. 
 
Durch die beabsichtigte Umsetzung der Neukonzeption des Busverkehrsangebotes in der Ge-
meinde Swisttal kommt es auch zu einer Änderung des Leistungsangebotes in der Stadt Born-
heim. Die Betriebsleistung der heutigen Linien 805 und 817 soll in einer Linie kombiniert werden. 
Zudem sollen die Fahrten der Linie 882 (TaxiBus Heimerzheim-Bornheim) in diese Linie überführt 
und somit zukünftig ohne Vorbestellung angeboten werden. 
 
Beabsichtigt ist eine Modifizierung und betriebliche Verknüpfung mit Durchbindung der Fahrten 
der derzeit alternierend verkehrenden Linie 805 (Rheinbach-Miel-Odendorf / Rheinbach-Miel-
Heimerzheim) mit den Fahrten der Linie 817 (Bornheim Hersel Stadtbahn - Roisdorf Bf - Rathaus 
- Brenig) zu einer stündlich verkehrenden, überörtlichen Verbindung mit einem einheitlichen Li-
nienweg Bornheim Hersel Stadtbahn - Roisdorf Bf - Rathaus - Brenig - Swisttal Heimerzheim - 
Straßfeld - Ollheim - Miel - Rheinbach Niederdrees - Oberdrees - Bahnhof. 

 
Die Änderung des Leistungsangebotes führt  zu einer vorab überschlägig ermittelten Verände-
rung der Fahrplankilometerleistung in der Stadt Bornheim: 
 
 Die Einführung eines Linienangebotes ohne Vorbestellung anstelle des derzeitigen TaxiBus-

Angebotes der Linie 882 zwischen Swisttal und Bornheim unter Einbeziehung der Leistung der 
heutigen Linie 817 bedingt eine Minderkilometerleistung im TaxiBus-Angebot von ca. 54.500 
Fahrplankilometern p.a.  

 Der Abrufungsgrad des TaxiBus-Angebotes liegt bei etwa 35 %, d.h. die effektive Einsparung 
liegt bei ca. 19.000 Kilometern TaxiBus-Leistung p.a.  

 Dieser Einsparung steht eine prognostizierte Mehrkilometerleistung im Linienverkehr ohne 
Vorbestellung von ca. 19.500 Fahrplankilometern p.a. gegenüber 

Ö  13
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 Im Ergebnis ergibt sich somit keine signifikante Mehrleistung in der Stadt Bornheim,  da die 
eingesparte effektive TaxiBus-Leistung in etwa der Mehrkilometerleistung im Linienverkehr 
ohne Vorbestellung entspricht. 
 

Eine fahrplanscharfe Berechnung der Veränderung der Fahrplankilometerleistung wird nach Ab-
stimmung der Fahrplanentwürfe zwischen RVK und Rhein-Sieg-Kreis erfolgen. 
  
Im Rahmen der Fahrplanabstimmung wird auch eine Abstimmung der zukünftigen Liniennumme-
rierungen mit der RVK und den betroffenen Kommunen erfolgen. Die Stadt Bornheim regt mit 
Verweis auf eine bessere Merkbarkeit für Bornheimer Bürger und aufgrund der sich im Bornhei-
mer Stadtgebiet angebotsseitig ergänzenden Linien 817 und 818 die Linienbezeichnung „817“ für 
die Verbindung Bornheim - Swisttal - Rheinbach an. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Mehrkosten entstehen voraussichtlich nicht, da die eingesparte effektive TaxiBus-Leistung in 
etwa der Mehrkilometerleistung im Linienverkehr entspricht. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Netzkonzeption Swisttal 
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Linienwege Gemeinde Swisttal
(Planung)
schematische Darstellung, vereinfacht

986 Weilerswist-Heimerzheim Fronhof-
Mitte-Heckenweg-Birkenallee-Fronhof

845 Heimerzheim Fronhof-Schule-Dünste-
koven-Morenhoven-Buschhoven-Bonn

805 Bornheim Hersel-Heimerzheim Schule-
Mitte-Fronhof-Birkenallee-Straßfeld-
(Mömerzheim)-Ollheim-Miel-Rheinbach

846 Odendorf-Essig-Ludendorf-Miel-
Buschhoven-Morenhoven-Rheinbach

882
Linienangebot ohne Vorbestellung (805) ersetzt
TaxiBus Heimerzheim-Bornheim (882)

806, 842, 984 
alle Fahrten zur Schülerbeförderung werden
in die Neukonzeption übernommen

986

805

805

805

845

846

845

846

846

846

Straßfeld

Heimerzheim

Weilerswist

Rheinbach

Bornheim

Odendorf

Essig

Ludendorf Miel

Dünstekoven

Buschhoven

Morenhoven

Ollheim

Rhein-Sieg-Kreis 61.4

Ö
  13
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Ausschuss für Stadtentwicklung 17.06.2015 
 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 338/2015-SUA 

    Stand 18.05.2015 
 
 
Betreff 
 

Rekultivierung eines Teilbereichs der ehem. Abgrabung Heres, 
Bleibtreustraße 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt, das gemeindliche Einvernehmen zum Re-
kultivierungskonzept der Fa. Widdig für die ehemaligen Abgrabungsflächen der Fa. Heres 
um ihr Betriebsgelände an der Bleibtreustraße wegen der in der Stellungnahme der Verwal-
tung vom 19.05.2015 dargelegten planungsrechtlicher Bedenken zunächst nicht zu erteilen. 
Er stellt das Einvernehmen aber in Aussicht für den Fall, dass die Fa. Widdig gemäß dieser 
Stellungnahme die Voraussetzungen dafür schafft, dass ein Teil der Rekultivierungsfläche 
als Ausgleichsfläche anerkannt und über ein durch die Fa. Widdig einzurichtendes Ökokonto 
für Ausgleichsmaßnahmen zur Verfügung gestellt werden kann. 
 
Sachverhalt 
 
Die Fa. Heres hat von Ende der 1960er bis Anfang der 1990er Jahre zahlreiche Flächen 
zwischen Hersel und Roisdorf ausgekiest. Für einen Teilbereich an der L118/Bleibtreustraße 
(um das Betriebsgelände der Fa. Adolf Widdig Asphalt- und Straßenbau GmbH herum, s. 
Anlage 1-Lageplan) hat der Rhein-Sieg-Kreis am 12.04.1995 einen Rekultivierungsbescheid 
betr. Verfüllung und Gestaltung erlassen.  
 
In diesem Teilbereich ist inzwischen die Fa. Widdig Rechtsnachfolgerin der Fa. Heres. und 
hat die Grundstücke wieder verfüllt. Für die abschließende Rekultivierung hat die Fa. Widdig 
das Büro BFT Planung aus Aachen mit der Überarbeitung des Gestaltungsplanes beauftragt, 
um die Entwässerung zu ordnen und die Pflege zu vereinfachen. Das neue Rekultivierungs-
konzept wurde beim Rhein-Sieg-Kreis zur Genehmigung vorgelegt, der die Stadt mit Schrei-
ben vom 22.04. (Eingang 23.04.) um Stellungnahme und Entscheidung über das gemeindli-
che Einvernehmen nach § 36 BauGB gebeten hat. Letzteres gilt als erteilt, sofern es nicht 
innerhalb von zwei Monaten nach  Eingang des Ersuchens verweigert wird. 
 
Das Rekultivierungskonzept (s. Anlagen 2-5, werden nicht abgedruckt) berücksichtigt die 
Belange der Entwässerung und sieht ansonsten  eine Gestaltung im Sinne von Natur und 
Landschaft unter besonderer Berücksichtigung der Wechselkröte vor. Der Anregung der 
Stadt, gemäß dem Flächennutzungsplan wesentliche Teile der Rekultivierungsfläche als 
landwirtschaftliche Nutzfläche wiederherzustellen, wurde nicht entsprochen. Daher bestehen 
Bedenken aus planungsrechtlicher Sicht, die in der beigefügten Stellungnahme vom 
19.05.2015 (Anlage 6) näher ausgeführt sind und zu dem vorgeschlagenen Beschluss füh-
ren. 
 
 

Ö  14

521/573



338/2015-SUA  Seite 2 von 2 
 

 
 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 

1 Übersichtslageplan mit FNP-Ausweisungen 
2 Rekultivierungskonzept-Erläuterungsbericht, S. 1-20 (wird nicht abgedruckt) 
3 Rekultivierungskonzept-Erläuterungsbericht, S. 20-30 (wird nicht abgedruckt) 
4 Rekultivierungskonzept-Anlage 1-Lageplan (wird nicht abgedruckt) 
5 Rekultivierungskonzept-Anlage 2-Zeitplan (wird nicht abgedruckt) 
6 Stellungnahme der Verwaltung vom 19.05.2015 
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Titel Stadt Bornheim
Geoinformationssystem

Inhalt Rekultivierungskonzept der Fa. Widdig
Geltungsbereich: rot umrandete Flurstücke
mit topographischer Karte und FNP

Institution
© Geobasis NRW / Rhein-Sieg-Kreis / Stadt Bornheim

Bearbeiter Mohr Datum
19.05.2015

Maßstab
1 : 5.000

§
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FraktionsbŸro: Rathaus Bornheim, Alter Weiher 2, 53308 Bornheim, Tel.: 02222/945510 Ð Fax: 02222/945511 
Volksbank Bonn-Rhein-Sieg - Kto.-Nr. 114 625 019 - BLZ 380 601 86 
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Wir in Bornheim. 

CDU-Fraktion im Rat der Stadt Bornheim 

GeschŠftsfŸhrer: Thomas Oster 

Alter Weiher 2 

53332 Bornheim  

Tel: 0162 / 7777906 

Fax: 02222/945511 

oster.thomas@gmx.de 
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Ausschuss für Stadtentwicklung 17.06.2015 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 347/2015-9 

    Stand 26.05.2015 
 
Betreff 
 

Antrag der FDP-Fraktion vom 21.05.2015 betr. Straßenverkehrsrechtliches 
Anhörungsverfahren 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beauftragt die Verwaltung, im Rahmen eines straßen-
verkehrsrechtlichen Anhörverfahrens nach § 45 StVO zu prüfen,  
1. ob bei Verkehrsteilnehmern an der Einmündung Burgstraße / Venantiastraße bezüglich 

der Vorfahrtsregelung Unklarheiten bestehen und  
2. ggf. Optimierungsmöglichkeiten bei den vorhandenen Verkehrszeichen oder Zuschnitt 

der Einmündung bestehen.   
 
Sachverhalt 
 
Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken im Sinne des Antrages vom 21.05.2015 zu 
beschließen.  
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Die Kosten des straßenverkehrsrechtlichen Anhörerfahrens in Höhe von einmalig rd. 80 € 
sind im Haushalt bereits enthalten.   
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Antrag 
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FDP Fraktion Bornheim Servatiusweg 19-23 53332 Bornheim 

Herrn  
Hans- Dieter Wirtz 
Vorsitzender Stadtentwicklungsausschuss  
Rathausstraße 2 
53332 Bornheim 
 

 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Wirtz, 
 
hiermit stellen wir gemäß § 3 (1) GeschO die folgenden Antrag für die kommende 
Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses 
 

Straßenverkehrsrechtliches Anhörverfahren 
 

Beschlussentwurf:  
 
Der Stadtentwicklungsausschuss beauftragt den Bürgermeister mit der 
Durchführung eines straßenverkehrsrechtlichen Anhörverfahrens an er 
Kreuzung Burgstraße/Venantiastraße. 
 
Begründung:  
 
Die Vorfahrtsverhältnisse an der Kreuzung Burgstraße/Venantiastraße sind 
einigen Verkehrsteilnehmern offenbar unklar. die FDP-Fraktion bittet um 
Überprüfung der Kreuzung und Klärung möglicher Verbesserungen an der 
Beschilderung oder dem Zuschnitt der Kreuzung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Christian Koch, Jörn Freynick, Alexander Schüller und Fraktion. 
 

Bornheim, 21.05.2015 
 
 
Alexander Schüller 
Fraktionsgeschäftsführer 
 
FDP Fraktion Bornheim 
Servatiusweg 19-23 
Haus C 2. OG 
53332 Bornheim 
 
fraktion@fdp-bornheim.de 
www.fdp-bornheim.de 
 
T: 0 22 22 99 56 35 5 
F: 0 22 22 99 44 52  
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Ausschuss für Stadtentwicklung 17.06.2015 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 308/2015-9 

    Stand 05.05.2015 
 
Betreff 
 

Mitteilung zum Ausgang des straßenverkehrsrechtlichen Anhörverfahrens 
betr. Parkflächenmarkierung auf der Kirchstraße in Merten 

 
Sachverhalt 
 
Auf die Vorlage Nr. 576/2014-9 wird Bezug genommen. 
 
Die Angelegenheit wurde im straßenverkehrsrechtlichen Anhörverfahren am 06.11.2014 mit 
den Vertretern von Polizei, Straßenbaulastträger, Verkehrsbehörde sowie mit dem Ortsvor-
steher mit folgendem Ergebnis erörtert. 
 
Die Kirchstraße zwischen Rochusstraße und Bachstraße wurde vor einigen Jahren wegen 
der vorhandenen Bebauung teilweise im Minderausbau ausgebaut und dabei lediglich ein 
einseitig durchgehender Gehweg angelegt. 
Gewohnheitsmäßig wird gegenüber des Gehweges auf der Hangseite geparkt.  
 
Da bisher keine Erkenntnisse über das Aufkommen des ruhenden Verkehrs vorlagen, wur-
den an mehreren Wochentagen zu unterschiedlichen Uhrzeiten Verkehrszählungen durchge-
führt. 
 
Hierbei wurde festgestellt, dass in der Mittagszeit sowie am frühen Nachmittag allenfalls 5 
Fahrzeuge auf dem fraglichen Teilstück geparkt waren. Allerdings standen um 20 Uhr bis zu 
12 Fahrzeuge in diesem Bereich. 
 
Die fragliche Strecke ist ca.130 m lang. In den Grenzen der Hausnummer Nr. 51 ist aus 
Richtung Bachstraße kommend ein eingeschränktes Halteverbot mit zeitlicher Beschränkung 
vorhanden um die Ladetätigkeiten des Gewerbetriebes Baumann sicherzustellen. 
 
Darüber hinaus sind im weiteren Verlauf noch 7 Grundstückszufahrten von mind. 3 m vor-
handen. Demnach verbleiben rechnerisch rd. 54 m Straßenlänge, auf der die Markierung von 
Parkständen denkbar wäre. 
 
Nach den Empfehlungen für die Anlagen des ruhenden Verkehrs (EAR 05) beträgt die Länge 
eines markierten Parkstandes in Längsaufstellung 5 m. Für die Abwicklung des Gegenver-
kehrs wäre zudem eine Begegnungsfläche von mindestens 18 m zu schaffen, damit auch 
größere Fahrzeuge (Bemessungsfahrzeug: Lastzug) passieren können. 
 
Daraus folgt, dass durch eine Regelung des Parkens erheblicher Parkraum verloren gehen 
würde. Es wurde daher einvernehmlich vereinbart, eine Verbesserung der Verkehrssituation 
durch die Anordnung der Verkehrszeichen 208 (Dem Gegenverkehr Vorrang gewähren) so-
wie 308 StVO (Vorrang vor dem Gegenverkehr) zu erzielen.  
  
Aus Fahrtrichtung Bachstraße kommend soll am Beginn der Kirchstraße das VZ 308 StVO 
und aus Fahrtrichtung Kreuzstraße kommend an der Einmündung Rochusstraße das VZ 208 

Ö  19

565/573



308/2015-9  Seite 2 von 2 
 

StVO aufgestellt werden. Somit ist die Frage des Vorrangs geregelt und bei Beachtung der 
Verkehrszeichen die Abwicklung des Gegenverkehrs auch ohne Wegfall von Parkmöglich-
keiten möglich.   
 
Der Stadtbetrieb Bornheim wurde bereits mit der Montage der Verkehrszeichen beauftragt.   
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Ausschuss für Stadtentwicklung 17.06.2015 
 
 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 307/2015-9 

    Stand 17.06.2015 
 
 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Gehölzpflanzungen im Straßenbegleitgrün der Königstraße 
(Abschnitt Secundastraße bis Peter-Hausmann-Platz) und des Peter-Fryns-
Platzes in Bornheim 

 
 
Sachverhalt 
 
Die am 17.12.2013 vom Rat beschlossene Straßenplanung zur Umgestaltung der Königstra-
ße und des Peter-Fryns-Platzes enthält 15 neue Grünflächen entlang der Königstraße, so 
genanntes Straßenbegleitgrün (vgl. Vorlage 632/2013-9). 
 
Hinzu kommen fünf Baumbeete, die bereits vor dem Straßenumbau bestanden: Eins vor 
Königstraße Nr. 43 mit Kirschbaum, eins vor Peter-Fryns-Platz Nr. 1 mit Kirschbaum, zwei 
vor Pohlhausenstraße Nrn. 2 u. 4 mit Gingkobaum und eins gegenüber Servatiusweg Nr. 25 
mit Gingkobaum (Siehe Anlage 1). 

Nach Fertigstellung der Straßenbauarbeiten sollen die Grünflächen direkt im Herbst 2015 
bepflanzt werden. 

Geplant ist, Bestandsflächen (soweit möglich) mit einer pflegeleichten Unterbepflanzung auf-
zuwerten. Neue Grünflächen sollen mit standortgerechten Straßenbäumen bepflanzt und – 
sofern nicht mit Gussrost abgedeckt – mit einer Unterpflanzung versehen werden. 

Erfahrungen mit Straßenbäumen sammelt die Stadtverwaltung seit vielen Jahren. Bereits 
2007/2008 hatte das Thema „Straßenbäume“ beim Ausbau des unteren Abschnitts der Kö-
nigstraße (Siefenfeldchen bis Secundastraße) zu Diskussionen in den Ratsgremien und ei-
nem Beschluss geführt, der keine standortgerechte Gehölzpflanzung vorsah. Die Grundlage 
für eine gute Entwicklung der in 2008 gepflanzten Linden fehlte somit. 

Inzwischen sind fünf Bäume erkrankt und werden in den nächsten Jahren absterben. Sehr 
wahrscheinlich werden weitere folgen. Für jede einzelne Ersatzpflanzung und –pflege beträgt 
der Aufwand grob geschätzt ca. 4.000 €. 

Bäume sind langfristige Investitionen in den öffentlichen Raum. Durch vorausschauende 
Planung lassen sich nicht nur Geld und Arbeit sparen, sondern eine nachhaltige Städtepla-
nung verwirklichen, mit der sich die Mehrzahl der Bürgerinnen und Bürger besser identifi-
ziert. 

Im aktuell umgebauten Abschnitt der Königstraße (Secundastraße bis Peter-Hausmann-
Platz) soll daher unbedingt das für den Standort am besten geeignete Gehölz gepflanzt wer-
den. 

Im ersten Schritt müssen die Gehölze für die beabsichtigte Herbstpflanzung bereits jetzt in 
der Baumschule ausgesucht und bestellt sowie von der Baumschule zur Auspflanzung vor-
bereitet werden (Gehölzlieferung durch Baumschule). Im zweiten Schritt soll die Ausschrei-
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bung der Landschaftsbauarbeiten (Pflanz- und Pflegearbeiten) bis Ende August veröffentlicht 
werden. 

Den ersten Schritt hat die Verwaltung bereits getan. Im Rahmen einer fachlichen Erörterung 
wurde die am jeweiligen Standort am besten geeignete Baumart von der Verwaltung ausge-
wählt und die Gehölze in der Baumschule ausgesucht und bestellt. 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss wird mit dieser Vorlage über die Auswahlkriterien und die 
bestellten Baumarten informiert. 
 
Die Wahl der Baumart und Sorte richtet sich in erster Linie nach der Tauglichkeit für die 
Standortbedingungen und der Baumgröße und erst in zweiter Linie nach der Frage, ob das 
Gehölz „einheimische“ Wurzeln hat. 
 
Alle betreffenden 15 Baumstandorte liegen in komplett befestigten Oberflächen zwischen 
mehrgeschossigen Hausfassaden. Die klimatischen Bedingungen zeichnen sich durch Hitze 
und Trockenheit aus, der Boden ist stark verdichtet – somit Extremstandorte für Pflanzen. 
Durch den fortschreitenden Klimawandel ist mit einer Verschlechterung der Situation zu 
rechnen. 
 
Grundlage für die Wahl bilden mehr als dreißig Jahre gesammelte Erfahrungen der deut-
schen Gartenamtsleiterkonferenz (GALK-Liste) und die Liste der einheimischen Bäume und 
Sträucher der Unteren Landschaftsbehörde. 
 
Für die 14 Standorte entlang der Königstraße ist Schmitts Kirsche bzw. Spiegelrindenkir-
sche (Prunus x schmittii) am besten geeignet (siehe Anlage 2). 
 
Steckbrief: 
• Gute Erfolgsrate, schneller Wuchs, außergewöhnlich frosthart und robust, keine Honig-

tauabsonderung 
• Höhe ca. 8 bis 10 m, Breite ca. 3 bis 5 m 
• Krone schmal kegelförmig, mittlere Lichtdurchlässigkeit 
• Blätter schmal elliptisch und matt- oder graugrün, Herbstfärbung gelborange 
• Blüte weiß bis rosa, April bis Mai; keine Früchte 
• Rinde dekorativ, mahagonifarben glänzend (deshalb auch Spiegelrindenkirsche ge-

nannt) 
• Pflegeaufwand gering, kaum Rückschnitt notwendig 
• Kreuzung aus der einheimischen Süßkirsche und der aus China stammenden Graublätt-

rigen Kirsche (Prunus canescens) 
 
Für den 1 Solitärstandort auf dem Peter-Fryns-Platz neben dem Gebäude der Kreissparkas-
se ist der Amberbaum (Liquidambar styraciflua „Moraine“) am besten geeignet (siehe Anla-
ge 3). 
 
Steckbrief: 
• Gute Erfolgsrate, schneller Wuchs, außergewöhnlich frosthart und robust, keine Honig-

tauabsonderung 
• Höhe ca. 10 bis 12 m, Breite ca. 4 bis 6 m 
• Krone schmal pyramidal, mittlere Lichtdurchlässigkeit 
• Blätter ahornähnlich, aber etwas länglicher; glänzend grün; Sehr schöne Herbstfärbung 

leuchtend gelb bis violett-rot 
• Blüte grün, Fruchtschmuck Kapsel kugelig, verholzt, stachelig, bis 3 cm dick 
• Rinde graubraun 
• Pflegeaufwand gering; kaum Rückschnitt notwendig 
• Stammt ursprünglich aus Amerika 
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Aus der Sicht der Verwaltung würden die Baumpflanzungen entlang der Königstraße mit 
Schmitts Kirsche bzw. Spiegelrindenkirsche neben einer weiteren Aufwertung dieses Be-
reichs auch zu den Vermarktungs-Konzepten (Frühlingserwachen, Obstbaumblüte) zur Un-
terstützung des Obst- und Gemüseanbaus im gesamten Stadtgebiet passen. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Anlage 1 - Lageplan;  
Anlage 2 - Bilder Schmitts Kirsche;  
Anlage 3 - Bilder Amberbaum 
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Ausschuss für Stadtentwicklung 17.06.2015 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 312/2015-9 

    Stand 06.05.2015 
 
Betreff 
 

Mitteilung zur Fortschreibung der Straßenreinigungssatzung 

 
Sachverhalt 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung hat auf Empfehlung des Bürgerausschusses vom 
26.02.2015 die Verwaltung beauftragt, die im Sachverhalt der Vorlagen 110/2015-9 sowie 
111/2015-7 dargestellte Änderung bei der Fortschreibung der Straßenreinigungssatzung zu 
berücksichtigen.  
 
Dem Ausschuss sollte in einer der nächsten Sitzungen ein realistischer Zeitplan für die Fort-
schreibung der Satzung vorgelegt werden.  
 
Hierzu teilt die Verwaltung mit, dass entsprechende Vorlagen für die Fortschreibung der 
Straßenreinigungssatzung voraussichtlich in der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwick-
lung am 02.12.2015 sowie im Rat am 03.12.2015 vorgelegt werden können. 
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